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Ausschuss für die Rechte des Kindes

Abschließende Bemerkungen zum zweiten  
periodischen Bericht des Heiligen Stuhls*

1.	 Der Ausschuss hat sich im Rahmen seiner 1852. Sitzung (siehe CRC/C/SR.1852), 
die am 16. Januar 2013 stattfand, mit dem zweiten periodischen Bericht des 
Heiligen Stuhls (CRC/C/VAT/2) beschäftigt und im Rahmen seiner 1875. Sitzung 
am 31. Januar 2014 folgende abschließende Bemerkungen verabschiedet.

I.	 Einleitung
2.	 Der Ausschuss begrüßt die Vorlage des zweiten periodischen Berichts des 

Heiligen Stuhls (CRC/C/VAT/2) sowie die schriftlichen Antworten auf seine Liste 
von Fragestellungen (CRC/C/VAT/Q/2/Add.1). Der Ausschuss bedauert jedoch, 
dass der zweite periodische Bericht mit erheblicher Verspätung vorgelegt wurde, 
was dazu führte, dass der Ausschuss die Umsetzung des Übereinkommens durch 
den Heiligen Stuhl 14 Jahre lang nicht überprüfen konnte.

3.	 Der Ausschuss begrüßt den offenen und konstruktiven Dialog mit der multi­
sektoralen Delegation des Heiligen Stuhls sowie die positiven Zusicherungen, 
die von der Delegation während des interaktiven Dialogs in zahlreichen Berei­
chen gemacht wurden. Insbesondere hebt der Ausschuss die von der Delegation 
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des Heiligen Stuhls zum Ausdruck gebrachte Bereitschaft, Haltungen und Prak­
tiken zu ändern, als positiv hervor, und sieht dem Ergreifen von prompten und 
entschiedenen Maßnahmen für die konkrete Umsetzung der gemachten Zusiche­
rungen mit Freude entgegen.

4.	 Der Ausschuss erinnert den Heiligen Stuhl daran, dass die vorliegenden abschlie­
ßenden Bemerkungen gemeinsam mit den abschließenden Bemerkungen zum 
Erstbericht des Heiligen Stuhls im Rahmen des Fakultativprotokolls über die 
Beteiligung von Kindern an bewaffneten Konflikten (CRC/OPAC/VAT/CO/1) 
sowie mit den abschließenden Bemerkungen zum Erstbericht im Rahmen des 
Fakultativprotokolls über den Verkauf von Kindern, Kinderprostitution und 
Kinderpornographie (CRC/C/OPSC/VAT/CO/1), die am 31. Januar 2014 verab­
schiedet wurden, gelesen werden sollten.

II.	 Folgemaßnahmen und Fortschritte seitens 
des Vertragsstaates
5.	 Der Ausschuss begrüßt die Verabschiedung nachstehender gesetzlicher Maß­

nahmen:

a)	 Gesetz Nr. VIII des Staates der Vatikanstadt über »Ergänzende Normen im 
Bereich des Strafrechts, Titel II: Verbrechen gegen Kinder«; und

b)	 Gesetz Nr. IX des Staates der Vatikanstadt vom 11. Juli 2013, das Änderungen 
im Strafgesetzbuch und der Strafprozessordnung enthält.

6.	 Der Ausschuss begrüßt ferner die Ratifizierung des Übereinkommens der 
Vereinten Nationen gegen die grenzüberschreitende organisierte Kriminalität am 
25. Januar 2012.

7.	 Darüber hinaus begrüßt der Ausschuss folgende institutionellen und politischen 
Maßnahmen:

a)	 die Schaffung eines pastoralen Ausschusses für den Schutz von Minder­
jährigen am 5. Dezember 2013, mit dem Ziel, neue Initiativen für die Entwick­
lung von Programmen zur Gewährleistung einer sicheren Umgebung für 
Kinder vorzuschlagen und die Anstrengungen in der pastoralen Betreuung 
von Missbrauchsopfern weltweit zu verbessern; und

b)	 die Errichtung eines Sonderbüros innerhalb der Regierung des Staates der 
Vatikanstadt am 10. August 2013, um die Umsetzung von internationalen 
Vereinbarungen zu überwachen, an denen der Staat der Vatikanstadt als 
Vertragsstaat beteiligt ist.

III.	 Besonderheiten bei der Umsetzung des Übereinkommens
8.	 Der Ausschuss ist sich der dualen Natur der Ratifizierung des Übereinkommens 

durch den Heiligen Stuhl als Regierung des Staates der Vatikanstadt und als 
souveränes Subjekt internationalen Rechts mit einer ursprünglichen, nicht abge­
leiteten Rechtspersönlichkeit, die von territorialer Autorität oder Gerichtsbarkeit 
unabhängig ist, bewusst. Obgleich sich der Ausschuss völlig darüber im Klaren 
ist, dass Bischöfe und wesentliche Amtsträger religiöser Einrichtungen nicht als 
Vertreter oder Delegierte des römischen Pontifex agieren, hält er dennoch fest, 
dass Untergebene in katholischen religiösen Orden in Übereinstimmung mit den 
Kanones 331 und 590 einer Gehorsamspflicht gegenüber dem Papst unterliegen. 
Der Ausschuss erinnert daher den Heiligen Stuhl daran, dass er sich durch die 
Ratifizierung des Übereinkommens dazu verpflichtet hat, das Übereinkommen 
nicht nur auf dem Hoheitsgebiet des Staates der Vatikanstadt umzusetzen, 
sondern auch als oberste Macht der katholischen Kirche mittels Einzelpersonen 
und Institutionen, die unter seiner Autorität stehen.
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IV.	 Hauptanliegen und Empfehlungen

A.	 Allgemeine Maßnahmen zur Umsetzung  
(Art. 4, 42 und 44, Abs. 6 des Übereinkommens)

Frühere Empfehlungen des Ausschusses

9.	 Der Ausschuss bedauert, dass der Großteil der Empfehlungen, die in den abschlie­
ßenden Bemerkungen des Ausschusses aus dem Jahre 1995 zum Erstbericht des 
Heiligen Stuhls enthalten sind (CRC/C/15/Add.46), nicht zur Gänze behandelt 
wurden.

10.	 Der Ausschuss fordert den Vertragsstaat dringend dazu auf, alle erforderli-
chen Maßnahmen zu ergreifen, um jene Empfehlungen aus den abschließenden 
Bemerkungen zum periodischen Erstbericht im Rahmen des Übereinkommens 
zu behandeln, die nicht oder nicht ausreichend umgesetzt wurden, insbesondere 
jene, die sich auf Nicht-Diskriminierung, die Rechte von Kindern, ihre Meinung 
zum Ausdruck zu bringen, und Familienangelegenheiten beziehen.

Vorbehalte

11.	 Der Ausschuss begrüßt die Erklärung der Delegation des Heiligen Stuhls, dass 
dieser gegenwärtig eine Rücknahme seiner Vorbehalte bezüglich des Über­
einkommens in Betracht zieht. In Anbetracht seiner vorhergehenden Empfeh­
lung verweist der Ausschuss nochmals auf seine Bedenken (CRC/C/15/Add.46 
Abs. 10) betreffend die Vorbehalte des Heiligen Stuhls zum Übereinkommen, 
durch welche die volle Anerkennung von Kindern als Rechtssubjekte untergraben 
und als Voraussetzung für die Anwendung des Übereinkommens dessen Verein­
barkeit mit den Gesetzesquellen des Staates der Vatikanstadt festgelegt wird.

12.	 Der Ausschuss empfiehlt, dass der Heilige Stuhl die erforderlichen Schritte 
ergreift, um alle seine Vorbehalte zurückzunehmen und zu gewährleisten, dass 
das Übereinkommen vor internen Gesetzen und Vorschriften Vorrang hat.

Gesetzgebung

13.	 Der Ausschuss begrüßt das Vorhaben des Heiligen Stuhls, dafür Sorge zu tragen, 
dass die Gesetzgebung des Staates der Vatikanstadt mit dem Übereinkommen 
in Einklang steht, bedauert jedoch, dass dieses Vorhaben nicht in Bezug auf die 
internen Gesetze des Vatikans, einschließlich des kanonischen Rechts, verfolgt 
wird. Der Ausschuss ist ferner darüber besorgt, dass einige der Vorschriften 
des kanonischen Rechts nicht mit den Bestimmungen des Übereinkommens 
vereinbar sind. Dies gilt insbesondere für Vorschriften in Bezug auf die Rechte 
von Kindern auf Schutz vor Diskriminierung, Gewalt und jeglicher Form sexu­
eller Ausbeutung und sexuellen Missbrauchs.

14.	 Der Ausschuss empfiehlt, dass der Heilige Stuhl eine umfassende Prüfung seines 
normativen Rahmenwerks, insbesondere des kanonischen Rechts, im Hinblick 
auf eine vollständige Übereinstimmung mit dem Übereinkommen durchführt.

Koordinierung

15.	 Der Ausschuss hält als positiv fest, dass die Delegation während des Dialogs 
erklärte, dass der Heilige Stuhl die Schaffung eines Mechanismus in Betracht 
ziehen wird, der die Umsetzung des Übereinkommens koordinieren soll, bedauert 
jedoch, dass ein solcher Mechanismus noch nicht existiert.

16.	 Der Ausschuss empfiehlt, dass der Heilige Stuhl einen Mechanismus auf hoher 
Ebene einrichtet, mit dem Mandat und der Fähigkeit, die Umsetzung von Kinder-
rechten bei allen päpstlichen Räten, Bischofskonferenzen sowie Einzelpersonen 
und Institutionen religiöser Natur, die unter der Autorität des Heiligen Stuhls 
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agieren, zu koordinieren. Dieser Mechanismus sollte mit adäquaten Human-, 
Finanz- sowie technischen Ressourcen ausgestattet sein, die es ihm ermöglichen, 
sein Mandat zu erfüllen.

Zuteilung von Ressourcen

17.	 Der Ausschuss begrüßt die zahlreichen Aktivitäten, die auf Basisebene durch­
geführt und von katholischen Kirchen, Stiftungen und Organisationen weltweit 
finanziert wurden, um Kinder in Situationen, in denen sie am verletzlichsten sind, 
zu unterstützen und zu schützen und dafür zu sorgen, dass sie unter anderem 
Möglichkeiten zur Ausbildung sowie Zugang zu Gesundheits-, Sozial, Betreu­
ungs- und sonstigen Familienunterstützungsleistungen erhalten. Der Ausschuss 
stellt jedoch das Fehlen eines umfassenden, auf den Rechten von Kindern basie­
renden Ansatzes fest, um die Zuteilung von Ressourcen für Kinder zu überprüfen 
sowie das Fehlen eines Systems, um die vom Heiligen Stuhl sowie von kirchen­
bezogenen Organisationen und Einrichtungen in anderen Vertragsstaaten, wo 
der Heilige Stuhl Einfluss und Gewicht hat, für Kinder ausgegebenen finanziellen 
Mitteln zu verfolgen.

18.	 In Anbetracht seines Tages allgemeiner Diskussion im Jahr 2007 zum Thema 
»Ressourcen für die Rechte des Kindes – Verantwortung von Staaten« und unter 
besonderer Berücksichtigung der Artikel 2, 3, 4 und 6 des Übereinkommens, 
empfiehlt der Ausschuss, dass der Heilige Stuhl:

a)	 eine umfassende Bewertung der budgetären Ressourcen durchführt, die für 
die Umsetzung der Rechte von Kindern, die im Staat der Vatikanstadt leben, 
sowie die Förderung und den Schutz der Rechte von Kindern innerhalb 
katholischer Organisationen und Institutionen in anderen Vertragsstaaten 
erforderlich sind, und

b)	 ein System zur Bewertung von Maßnahmen errichtet, um festzustellen, 
ob die zugeteilten Ressourcen im besten Interesse des Kindes sind, unter 
besonderer Berücksichtigung von Kindern, die sich in einer prekären Lage 
befinden.

Unabhängige Überwachung

19.	 Der Ausschuss hält fest, dass im August 2013 ein Sonderbüro eingerichtet wurde, 
um die Umsetzung von internationalen Vereinbarungen zu überwachen, bei 
denen der Staat der Vatikanstadt eine Vertragspartei ist und dass der Ausschuss, 
der im Dezember 2013 eingerichtet wurde, ermächtigt wird, Beschwerden von 
Kindern über sexuellen Missbrauch entgegenzunehmen. Der Ausschuss ist aber 
darüber besorgt, dass der Heilige Stuhl keinen Mechanismus eingerichtet hat, um 
die Achtung und Einhaltung der Rechte von Kindern durch Einzelpersonen und 
Institutionen religiöser Natur, die unter der Autorität des Heiligen Stuhls stehen, 
einschließlich aller katholischen Schulen, und im Staat der Vatikanstadt zu über­
wachen.

20.	 Unter Berücksichtigung der allgemeinen Bemerkung Nr. 2 (2002) des Ausschusses 
über die Rolle von unabhängigen Menschenrechtsorganisationen, empfiehlt der 
Ausschuss, dass der Heilige Stuhl einen unabhängigen Mechanismus einrichtet, 
um die Rechte von Kindern zu überwachen, mit klaren Mandaten, Beschwerden 
von Kindern in einer kindgerechten Art entgegenzunehmen und zu untersu-
chen und unter gebührender Achtung der Privatsphäre und des Opferschutzes, 
und dass der Heilige Stuhl sicherstellt, dass dieser Mechanismus allen Kindern 
zugänglich ist, die Schulen, Dienstleistungen und Institutionen besuchen oder 
in Verbindung zu solchen stehen, die von der katholischen Kirche bereitgestellt 
werden. Angesichts der besonderen Natur des Heiligen Stuhls sollten auch Leit
linien für die Beziehung und die Zusammenarbeit zwischen diesem Mechanismus 
und nationalen Strafverfolgungsbehörden erstellt und weit verbreitet werden.
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Verbreitung und Bewusstseinsbildung

21.	 Der Ausschuss begrüßt die Initiativen zur Bewusstseinsbildung, die im Bericht 
des Heiligen Stuhls beschrieben werden, insbesondere die Ausbildungskurse zu 
Menschenrechten, die in katholischen Schulen in Indien durchgeführt werden. 
Der Ausschuss ist jedoch in Sorge darüber, dass der Heilige Stuhl keine ausrei­
chenden Maßnahmen im Berichtszeitraum ergriffen hat, um eine weite Verbrei­
tung des Übereinkommens und seine Übersetzung in Sprachen zu fördern, 
die in den verschiedenen Ländern dieser Welt gesprochen werden, so wie vom 
Ausschuss im Jahre 1995 empfohlen (CRC/C/15/Add.46, Abs. 11).

22.	 Der Ausschuss empfiehlt, dass der Heilige Stuhl seine Anstrengungen verstärkt, 
um dafür zu sorgen, dass die Bestimmungen des Übereinkommens weithin 
bekannt werden, insbesondere Kindern und deren Familien, unter anderem 
durch Entwicklung und Umsetzung spezifischer langfristiger Bewusstseins
bildungsprogramme und unter Einbindung der Bestimmungen des Übereinkom-
mens in Schullehrpläne auf allen Ebenen des katholischen Bildungssystems unter 
Nutzung von geeignetem Material, das speziell für Kinder erstellt wurde.

Ausbildung

23.	 Der Ausschuss begrüßt Projekte wie die seit 2007 in Österreich durchgeführte 
Initiative zur Schulung von Lehrpersonal an katholischen Schulen in Bezug auf 
die Rechte von Kindern sowie die Tatsache, dass der Heilige Stuhl anerkannt hat, 
dass Schulungen ein gutes Mittel sind, um einen optimalen Schutz von Kindern 
zu gewährleisten, ist jedoch weiterhin besorgt darüber, dass der Heilige Stuhl 
keine Maßnahmen ergriffen hat, um für eine systematische Schulung von Einzel­
personen und Institutionen religiöser Natur in Bezug auf das Übereinkommen zu 
sorgen, die mit Kindern und für Kinder arbeiten, einschließlich Lehrer an katho­
lischen Schulen und Kleriker an Priesterseminaren.

24.	 Der Ausschuss fordert den Heiligen Stuhl dringend auf, in Bezug auf die Bestim-
mungen des Übereinkommens für eine systematische Schulung aller Mitglieder 
des Klerus sowie der katholischen Orden und Institutionen zu sorgen, die mit 
Kindern und/oder für Kinder arbeiten, und verpflichtende Module über die 
Rechte von Kindern in die Ausbildungsprogramme von Lehrern sowie an Pries-
terseminaren einzubauen.

B.	 Allgemeine Grundsätze (Art. 2, 3, 6 und 12 des Übereinkommens)

Nicht-Diskriminierung

25.	 Der Ausschuss begrüßt die vom Heiligen Stuhl während des interaktiven Dialogs 
bereitgestellten Informationen, denen zufolge er eine Überprüfung seiner Gesetz­
gebung im Hinblick auf eine Rücknahme des diskriminierenden Ausdrucks 
»illegitime Kinder« gestartet hat, der sich noch immer im kanonischen Recht, 
insbesondere in Kanon 1139, findet. Der Ausschuss wertet ferner die von Papst 
Franziskus im Juli 2013 gemachte progressive Erklärung als positiv, ist jedoch 
über die jüngsten Aussagen und Erklärungen des Heiligen Stuhls über Homo­
sexualität besorgt, die zu sozialer Stigmatisierung von und Gewalt gegen lesbi­
sche, schwule, bisexuelle und transsexuelle Heranwachsende und Kinder, die von 
gleichgeschlechtlichen Paaren aufgezogen werden, beitragen.

26.	 Der Ausschuss empfiehlt, dass der Heilige Stuhl alle seine Gesetze und 
Vorschriften sowie Maßnahmen und Praktiken mit Artikel 2 des Übereinkom-
mens in Einklang bringt und unverzüglich die diskriminierende Klassifizierung 
von unehelich geborenen Kindern als illegitime Kinder aufhebt. Der Ausschuss 
fordert den Heiligen Stuhl weiters auf, vollen Gebrauch von seiner moralischen 
Autorität zu machen, um alle Formen der Belästigung, Diskriminierung von oder 
Gewalt gegen Kinder(n) auf Grund ihrer sexuellen Orientierung oder der sexu-
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ellen Orientierung ihrer Eltern zu verurteilen und Bemühungen auf internatio-
naler Ebene zur Entkriminalisierung von Homosexualität zu unterstützen.

27.	 Unter Bezugnahme auf seine zuvor zum Ausdruck gebrachte Sorge über geschlech­
terbasierende Diskriminierung (CRC/C/15/Add.46, Abs. 8), bedauert der 
Ausschuss, dass der Heilige Stuhl weiterhin ein Hauptaugenmerk auf die Förde­
rung der Komplementarität und Gleichheit in Würde legt, zwei Konzepte, die 
sich von der Gleichheit vor dem Gesetz und in der Praxis unterscheiden, die in 
Artikel 2 des Übereinkommens festgeschrieben ist, und die oft herangezogen 
werden, um diskriminierende Gesetzgebungen und Maßnahmen zu rechtfer­
tigen. Der Ausschuss bedauert auch, dass der Heilige Stuhl keine genauen Infor­
mationen über die Maßnahmen bereitgestellt hat, die ergriffen wurden, um die 
Gleichberechtigung zwischen Mädchen und Buben zu fördern und geschlechts­
bezogene Stereotypen aus katholischen Schulbüchern zu entfernen, so wie durch 
den Ausschuss im Jahr 1995 gefordert.

28.	 Der Ausschuss fordert den Heiligen Stuhl dringend auf, einen auf Rechten basie-
renden Ansatz zu verfolgen, um sich mit der Diskriminierung zwischen Mädchen 
und Buben auseinanderzusetzen und auf jegliche Terminologie zu verzichten, 
durch welche die Gleichberechtigung zwischen Mädchen und Buben in Frage 
gestellt wird. Der Ausschuss fordert den Heiligen Stuhl darüber hinaus dazu auf, 
aktiv Maßnahmen zu ergreifen, um aus den in katholischen Schulen verwendeten 
Lehrbüchern alle geschlechtsbezogenen Stereotypen zu entfernen, welche die 
Entwicklung der Talente und Fähigkeiten von Buben und Mädchen einschränken 
und deren Ausbildungschancen und ihre Chancen im Leben untergraben 
könnten.

Die besten Interessen des Kindes

29.	 Der Ausschuss ist darüber besorgt, dass das Recht von Kindern darauf, dass 
ihren besten Interessen vorrangige Beachtung geschenkt wird, vom Heiligen 
Stuhl in gesetzgebenden, administrativen und gerichtlichen Verfahren sowie 
bei Maßnahmen, Programmen und Projekten, die für Kinder relevant sind und 
sich auf diese auswirken, unzureichend berücksichtigt wurde. Der Ausschuss ist 
insbesondere in Sorge darüber, dass der Heilige Stuhl beim Umgang mit Anschul­
digungen in Zusammenhang mit sexuellem Missbrauch von Kindern fortlau­
fend die Wahrung des Ansehens der Kirche und den Schutz der Straftäter vor 
den besten Interessen der Kinder gestellt hat, wie dies von mehreren nationalen 
Untersuchungsausschüssen festgestellt wurde.

30.	 Der Ausschuss verweist den Heiligen Stuhl auf die allgemeine Bemerkung Nr. 14 
(2013) des Ausschusses über das Recht des Kindes darauf, dass seine besten Inte-
ressen vorrangige Beachtung erhalten und empfiehlt, dass der Heilige Stuhl seine 
Anstrengungen verstärkt, um sicherzustellen, dass dieses Recht angemessen in 
alle gesetzgebenden, administrativen und gerichtlichen Verfahren sowie in alle 
Maßnahmen, Programme und Projekte, die für Kinder relevant sind und sich auf 
diese auswirken, integriert und konsequent angewendet wird. In diesem Zusam-
menhang wird der Heilige Stuhl dazu ermutigt, alle relevanten, ermächtigten 
Personen dahingehend anzuleiten, dass die besten Interessen des Kindes in jedem 
Bereich vorrangige Beachtung erhalten, einschließlich in Fällen von sexuellem 
Missbrauch von Kindern, und diese Anleitungen an alle katholischen Kirchen, 
Organisationen und Institutionen auf der ganzen Welt weiterzuleiten.

Achtung vor der Meinung des Kindes

31.	 Der Ausschuss ist darüber besorgt, dass der Heilige Stuhl die Rechte von Kindern, 
ihre Ansichten in allen Belangen, von denen sie betroffen sind, zum Ausdruck 
zu bringen sowie deren Rechte auf Meinungs-, Vereinigungs- und Religionsfrei­
heit restriktiv auslegt. Der Ausschuss ist ferner darüber in Sorge, dass der Heilige 
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Stuhl weiterhin die in Artikel 12 des Übereinkommens festgelegten Rechte so 
auslegt, als würden sie die Rechte und Pflichten von Eltern untergraben.

32.	 Der Ausschuss erinnert den Heiligen Stuhl daran, dass das Recht von Kindern 
auf freie Äußerung ihrer Meinung einen der wesentlichsten Bestandteile der 
Würde von Kindern darstellt und dass die Sicherstellung dieses Rechtes eine 
gesetzliche Verpflichtung im Rahmen des Übereinkommens ist, welche dem 
Vertragsstaat keinerlei Ermessensspielraum gewährt. Der Ausschuss unter-
streicht darüber hinaus, dass eine Familie, in der Kinder von frühester Kindheit 
an ihre Ansichten frei zum Ausdruck bringen können und in der diese Ansichten 
gebührendes Gewicht erhalten, ein wichtiges Modell darstellt und dies die Kinder 
darauf vorbereitet, ihr Recht, in der breiteren Gesellschaft gehört zu werden, in 
Anspruch zu nehmen. Unter Bezugnahme auf die allgemeine Bemerkung Nr. 12 
(2009) über das Recht des Kindes auf Gehör, fordert der Ausschuss den Heiligen 
Stuhl dringend auf:

a)	 negative Haltungen gegenüber der Inanspruchnahme des Rechts aller Kinder 
auf Gehör zu bekämpfen und die Anerkennung von Kindern als Inhaber von 
Rechten zu fördern;

b)	 Maßnahmen zu ergreifen, um die wirksame Umsetzung der Gesetzgebung 
zur Anerkennung des Rechtes des Kindes auf Gehör in relevanten Rechts
verfahren zu gewährleisten;

c)	 durch Gesetzgebung und Maßnahmen Möglichkeiten für Eltern und 
Vormunde zu fördern, Kindern Gehör zu schenken und ihren Ansichten 
in Angelegenheiten, die sie betreffen, angemessenes Gewicht zu verleihen 
und Elternschulungsprogramme zu fördern, die auf bestehenden positiven 
Verhaltensweisen und Einstellungen aufbauen; und

d)	 die aktive Rolle von Kindern bei allen Dienstleistungen zu fördern, die für 
Familien und Kinder von Organisationen und Institutionen erbracht werden, 
welche von der katholischen Kirche geleitet werden, sowie bei der Planung 
von Lehrplänen und Schulprogrammen, und dafür zu sorgen, dass bei diszi-
plinären Angelegenheiten das Recht des Kindes, gehört zu werden, in vollem 
Umfang gewahrt wird.

C.	 Bürgerrechte und Freiheiten  
(Art. 7, 8 und 13-17 des Übereinkommens)

Recht, die Eltern zu kennen und von diesen versorgt zu werden

33.	 Der Ausschuss ist über die Situation von Kindern besorgt, die als Kinder von 
katholischen Priestern geboren werden und in vielen Fällen die Identität ihres 
Vaters nicht kennen. Der Ausschuss ist auch darüber in Sorge, dass die Mütter 
nur dann regelmäßige Zahlungen von der Kirche bis zur finanziellen Unabhän­
gigkeit des Kindes erhalten, wenn sie eine Vertraulichkeitsvereinbarung unter­
zeichnen, mit der sie sich verpflichten, keinerlei Informationen preiszugeben.

34.	 Der Ausschuss empfiehlt, dass der Heilige Stuhl die Anzahl von Kindern, die als 
Kinder von katholischen Priestern geboren werden, erfasst, die Identität dieser 
Priester feststellt und alle erforderlichen Maßnahmen ergreift, um das Recht der 
Kinder, ihren Vater zu kennen und von diesem angemessen versorgt zu werden, 
zu gewährleisten. Der Ausschuss empfiehlt dem Heiligen Stuhl zudem, dafür zu 
sorgen, dass Kirchen Müttern, die eine finanzielle Unterstützung für den Unter-
halt ihrer Kinder erhalten, keine Verschwiegenheitsverpflichtungen mehr aufer-
legen.

Recht auf Identität

35.	 Der Ausschuss begrüßt, dass der Heilige Stuhl das Recht von Kindern betont, 
gemeinsam mit ihren Eltern zu leben und deren Identität zu kennen, ist jedoch 
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in Sorge über die andauernde Praxis von anonymen Weglegungen von Babys, die 
von katholischen Organisationen in mehreren Ländern durch die Nutzung von so 
genannten »Baby-Klappen« organisiert werden.

36.	 In Anbetracht der Artikel 6, 7, 8 und 19 des Übereinkommens fordert der 
Ausschuss den Heiligen Stuhl dringend auf, bei Studien mitzuwirken, die darauf 
abzielen, die zugrunde liegenden Ursachen der Praxis von anonymen Wegle-
gungen von Babys festzustellen und für eine rasche Stärkung und Förderung von 
Alternativen zu sorgen, welche das Recht von Kindern, ihre biologischen Eltern 
und Geschwister zu kennen, so wie in Artikel 7 des Übereinkommens festgelegt, 
in vollem Umfang berücksichtigen. Der Ausschuss fordert den Heiligen Stuhl 
auch dazu auf, dazu beizutragen, dass beim Umgang mit dem Problem der Wegle-
gung von Babys Familienplanung, Reproduktionsgesundheit sowie adäquate 
Beratungsdienste und soziale Unterstützung zum Einsatz kommen, um unge-
plante Schwangerschaften zu vermeiden, und hilfsbedürftige Familien unter-
stützt werden, während gleichzeitig die Möglichkeit geschaffen wird, als letztes 
Mittel zur Vermeidung der Weglegung und/oder des Todes eines Kindes das Kind 
unter Wahrung der Vertraulichkeit in einem Krankenhaus zur Welt zu bringen.

D.	 Gewalt gegen Kinder  
(Art. 19, 24, Abs. 3, 28, Abs. 2, 34, 37 (a) und 39 des Übereinkommens)

Folter und andere grausame oder erniedrigende Behandlung oder Strafe

37.	 Der Ausschuss ist besorgt darüber, dass der Heilige Stuhl nicht die erforderli­
chen Maßnahmen ergriffen hat, um Mädchen, die von ihren Familien, staatlichen 
Institutionen und Kirchen willkürlich in Magdalene-Wäschereien in Irland unter­
gebracht wurden, die von vier Kongregationen der katholischen Schwestern bis 
zum Jahr 1996 geführt wurden, zu schützen und zu gewährleisten, dass ihnen 
Gerechtigkeit widerfährt:

a)	 Mädchen, die in diesen Institutionen untergebracht wurden, wurden 
gezwungen, unter sklavereiähnlichen Zuständen zu arbeiten und mussten oft 
unmenschliche, grausame und erniedrigende Behandlungen sowie körperli­
chen und sexuellen Missbrauch erleiden;

b)	 Mädchen wurden ihre Identität, Ausbildung und oft Nahrungsmittel sowie 
wichtige Medikamente vorenthalten und es wurde ihnen eine Schweige­
pflicht auferlegt und verboten, mit der Außenwelt in irgendeinen Kontakt zu 
treten;

c)	 unverheirateten Mädchen, die vor dem Eintritt in die Wäschereien oder 
während der Zeit ihrer Inhaftierung in diesen Wäschereien Kinder zur Welt 
brachten, wurden ihre Babys mit Gewalt weggenommen; und

d)	 obwohl die vier betroffenen katholischen Kongregationen unter der Auto­
rität des Heiligen Stuhls agieren, wurden keine Maßnahmen getroffen, um 
das Verhalten der Schwestern zu untersuchen, die diese Wäschereien geführt 
haben und um mit den Strafverfolgungsbehörden zusammenzuarbeiten, 
damit jene Personen, die für den Missbrauch verantwortlich waren, sowie 
jene Personen, welche die unbezahlte Arbeit der Mädchen organisiert und 
wissentlich davon profitiert haben, zur Rechenschaft gezogen werden.

38.	 Unter Bezugnahme auf die Empfehlungen, die der Ausschuss gegen Folter im 
Jahre 2011 der Republik Irland unterbreitet hat (CAT/C/IRL/CO/1 Abs. 11), 
damit diese die Täter verfolgt und mit Strafen belegt, die der Schwere der began-
genen Straftaten entsprechen, und damit sichergestellt wird, dass alle Opfer 
Wiedergutmachung erhalten und ein durchsetzbares Recht auf Entschädigung 
zugesprochen bekommen, fordert der Ausschuss den Heiligen Stuhl auf:
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a)	 eine interne Untersuchung des Verhaltens von religiösem Personal durchzu-
führen, das in den Magdalene-Wäschereien in Irland sowie in allen anderen 
Ländern gearbeitet hat, in denen dieses System eingerichtet worden ist, und 
dafür Sorge zu tragen, dass all jene, die für die Vergehen verantwortlich sind, 
bestraft und den nationalen Strafverfolgungsbehörden zur strafrechtlichen 
Verfolgung gemeldet werden;

b)	 sicherzustellen, dass den Opfern und deren Familien entweder durch die 
Kongregationen selbst oder durch den Heiligen Stuhl als oberste Instanz 
der Kirche, die auch die rechtliche Verantwortung für ihre Untergebenen in 
den katholischen religiösen Orden trägt, die unter ihrer Autorität stehen, in 
vollem Umfang Schadenersatz geleistet wird;

c)	 alle angemessenen Maßnahmen zu ergreifen, um die physische und psychi-
sche Erholung sowie die soziale Reintegration der Opfer dieser Straftaten zu 
gewährleisten und

d)	 die Umstände und Gründe ausfindig zu machen, die zu solchen Praktiken 
geführt haben und alle erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen, um dafür zu 
sorgen, dass in Zukunft keine Frauen und Kinder mehr willkürlich – gleich 
aus welchen Gründen – in katholischen Institutionen eingesperrt werden 
können.

Körperliche Züchtigung

39.	 Der Ausschuss begrüßt die während des interaktiven Dialogs erfolgte Erklärung, 
dass die Delegation des Heiligen Stuhls den Vorschlag für ein Verbot körperlicher 
Züchtigung von Kindern – gleich unter welchen Umständen – in Begutachtung 
nehmen wird. Der Ausschuss ist jedoch besorgt darüber, dass der Heilige Stuhl 
trotz der Tatsache, dass körperliche Züchtigung, einschließlich rituellen Schla­
gens von Kindern, in einigen katholischen Institutionen weit verbreitet war und 
noch immer ist und in manchen Ländern endemische Ausmaße annahm, wie dies 
insbesondere durch die Ryan-Kommission in Irland belegt wurde, weiterhin der 
Auffassung ist, dass körperliche Züchtigung nicht durch das Übereinkommen 
verboten wird und daher keine Leitlinien und Regeln erlassen hat, mit denen die 
körperliche Züchtigung von Kindern in katholischen Schulen, in allen katholi­
schen Institutionen, die mit Kindern und für Kinder arbeiten, sowie zu Hause mit 
einem klaren Verbot belegt wird.

40.	 Der Ausschuss erinnert den Heiligen Stuhl daran, dass jegliche Form der Gewalt 
gegen Kinder, ganz gleich, wie geringfügig sie sein mag, inakzeptabel ist und dass 
das Übereinkommen keinerlei Spielraum für irgendein Ausmaß an Gewalt gegen 
Kinder gewährt. Der Ausschuss fordert den Heiligen Stuhl dringend auf:

a)	 sich ausdrücklich gegen jegliche Form der körperlichen Züchtigung im 
Rahmen der Erziehung von Kindern zu stellen, genauso wie er sich gegen 
Folter und jede grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung 
oder Strafe stellt;

b)	 sowohl kanonisches Recht als auch die Gesetze des Staates der Vatikanstadt 
zu ändern, um ausdrücklich jede Form der körperlichen Züchtigung von 
Kindern, auch innerhalb der Familie, zu verbieten;

c)	 Mechanismen zu schaffen, um dieses Verbot effektiv in allen katholischen 
Schulen und Institutionen, die mit Kindern und für Kinder arbeiten, sowie 
auf dem Hoheitsgebiet des Staates der Vatikanstadt durchzusetzen und zu 
gewährleisten, dass jene, die Gewalt gegen Kinder anwenden, zur Rechen-
schaft gezogen werden; und

d)	 von seiner Autorität Gebrauch zu machen, um positive, gewaltfreie und parti-
zipatorische Formen der Kindeserziehung zu fördern und zu gewährleisten, 
dass sich in der Kirchenlehre und in anderen Aktivitäten eine Auslegung der 
Heiligen Schrift widerspiegelt, die körperliche Züchtigung nicht gutheißt, 
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und dass eine solche Auslegung auch in alle theologischen Bildungs- und 
Schulungsprogramme Aufnahme findet.

Missbrauch und Vernachlässigung

41.	 Der Ausschuss ist besorgt über die Position des Heiligen Stuhls, dass zivile 
Behörden in ein familiäres Umfeld nur in jenen Fällen eingreifen sollten, in denen 
nachweislich Missbrauch begangen wurde, um nicht die Pflichten und Rechte 
der Eltern einzuschränken. Eine solche Haltung untergräbt in ernsthafter Weise 
die Anstrengungen und Maßnahmen zur Vermeidung von Missbrauch und 
Vernachlässigung von Kindern. Der Ausschuss ist zudem in Sorge darüber, dass 
der Heilige Stuhl trotz seines beträchtlichen Einflusses auf katholische Familien 
noch immer keine umfassende Strategie verabschiedet hat, um Missbrauch und 
Vernachlässigung zu Hause zu vermeiden.

42.	 Der Ausschuss betont, dass der Schutz von Kindern mit einer pro-aktiven 
Vermeidung jeglicher Form von Gewalt beginnen muss und dass Vorrechte der 
Eltern unter keinen Umständen das Recht der Kinder untergraben sollten, vor 
Missbrauch und Vernachlässigung geschützt zu werden. Daher empfiehlt der 
Ausschuss, dass der Heilige Stuhl:

a)	 eine umfassende Strategie zur Vermeidung und Bekämpfung von Kindes-
missbrauch und Vernachlässigung von Kindern ausarbeitet und Bewusst-
seinsbildung sowie Schulungsprogramme, einschließlich von Kampagnen, in 
die Kinder eingebunden sind, stärker fördert;

b)	 Programme auf Gemeinschaftsebene fördert, die auf eine Vermeidung von 
und Auseinandersetzung mit familiärer Gewalt, Kindesmissbrauch und 
Kindesvernachlässigung abzielen, unter anderem durch Einbindung ehema-
liger Opfer, Freiwilliger und Mitglieder von Gemeinden und durch Bereitstel-
lung von unterstützenden Schulungsmaßnahmen für diese Gruppen;

c)	 sichere, hinreichend bekannt gemachte, vertrauliche und zugängliche Unter-
stützungsmechanismen für Kinder, deren Vertreter und andere Personen 
entwickelt, um Gewalt gegen Kinder melden zu können; und

d)	 klare Anleitungen und Schulungen entwickelt, um festzulegen, wann und wie 
Missbrauch und Vernachlässigung den ermittelnden Behörden zu melden 
sind.

Sexuelle Ausbeutung und Missbrauch

43.	 Der Ausschuss nimmt die von der Delegation des Heiligen Stuhls zum Ausdruck 
gebrachte Zusicherung zur Kenntnis, die Würde und die gesamte Person eines 
jeden Kindes für unverletzlich anzuerkennen. Dennoch drückt der Ausschuss 
seine tiefste Sorge über den sexuellen Missbrauch von Kindern aus, der von 
Mitgliedern der katholischen Kirchen begangen wurde, die unter der Autorität 
des Heiligen Stuhls agieren, wobei Kleriker am sexuellen Missbrauch von zehn­
tausenden Kindern weltweit beteiligt waren. Der Ausschuss ist zutiefst besorgt 
darüber, dass der Heilige Stuhl das Ausmaß der begangenen Verbrechen nicht 
anerkannt hat, es verabsäumt hat, die erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen, 
um Fällen von sexuellem Missbrauch von Kindern zu begegnen und Kinder zu 
schützen und Maßnahmen ergriffen bzw. Praktiken eingeführt hat, die zu einer 
Fortführung des Missbrauchs durch die Straftäter und zu deren Straffreiheit 
geführt haben. Der Ausschuss ist insbesondere in Sorge darüber, dass:

a)	 Leute, von denen weithin bekannt war, dass sie Kinder sexuell missbraucht 
hatten, von einer Pfarre zur anderen oder in andere Länder versetzt wurden, 
in dem Versuch, derartige Verbrechen zu vertuschen. Diese Praxis wird 
durch die Arbeit zahlreicher nationaler Untersuchungsausschüsse bestätigt. 
Die Praxis der Mobilität von Tätern, die es vielen Priestern gestattet hat, mit 
Kindern in Kontakt zu bleiben und sie weiterhin zu missbrauchen, bringt 
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in vielen Ländern noch heute Kinder in eine Situation, wo sie große Gefahr 
laufen, sexuell missbraucht zu werden, da über Dutzende von Kinderschän­
dern berichtet wird, die weiterhin in Kontakt zu Kindern stehen;

b)	 obwohl der Heilige Stuhl 1962 seine umfassende Gerichtsbarkeit über Fälle 
von sexuellem Missbrauch von Kindern festgelegt und im Jahr 2001 diese Fälle 
unter die ausschließliche Zuständigkeit der Glaubenskongregation gestellt 
hat, er sich geweigert hat, dem Ausschuss Daten über alle Fälle von sexuellem 
Missbrauch von Kindern, die dem Heiligen Stuhl während des Berichtszeit­
raums zur Kenntnis gebracht wurden, und das Ergebnis der internen Unter­
suchungen in diesen Fällen zur Verfügung zu stellen;

c)	 der sexuelle Missbrauch von Kindern, wenn der Heilige Stuhl sich damit 
befasste, als schweres Vergehen gegen die Moral in Form von vertraulichen 
Verfahren geahndet wurde, die Disziplinarmaßnahmen vorsahen, welche es 
der überwiegenden Mehrheit der Täter und beinahe allen Personen, die sexu­
ellen Missbrauch an Kindern vertuscht hatten, ermöglicht haben, sich in den 
Staaten, in denen Missbrauch begangen wurde, gerichtlichen Verfahren zu 
entziehen;

d)	 auf Grund einer Schweigepflicht, die unter Androhung der Exkommunika­
tion allen Mitgliedern des Klerus auferlegt wurde, Fälle von sexuellem Miss­
brauch an Kindern in den Ländern, in denen solche Verbrechen begangen 
wurden, beinahe niemals den Strafverfolgungsbehörden gemeldet wurden. 
Vielmehr wurden dem Ausschuss Fälle von Nonnen und Priestern gemeldet, 
die geächtet, degradiert und gekündigt wurden, weil sie sich nicht an die 
Schweigepflicht gehalten haben, ebenso Fälle von Priestern, die dazu beglück­
wünscht wurden, dass sie sich geweigert hatten, Kinderschänder zu melden, 
wie aus dem Schreiben hervorgeht, dass Kardinal Castrillon Hojos an Bischof 
Pierre Pican im Jahr 2001 gerichtet hat;

e)	 eine Meldung an die Strafverfolgungsbehörden niemals verpflichtend 
gemacht und in einem offiziellen Schreiben an die Mitglieder der Irischen 
Bischofskonferenz durch Bischof Moreno und Nuntius Storero im Jahre 1997 
ausdrücklich verweigert wurde. In vielen Fällen haben sich kirchliche Auto­
ritäten, einschließlich der höchsten Ebenen des Heiligen Stuhls, widerwillig 
gezeigt und haben in einigen Fällen die Zusammenarbeit mit gerichtlichen 
Behörden und nationalen Untersuchungsausschüssen verweigert;

f )	 begrenzte Anstrengungen unternommen wurden, um Kinder, die sich in 
katholischen Schulen und Institutionen befinden, soweit zu stärken, dass sie 
sich selbst vor sexuellem Missbrauch schützen können.

44.	 Der Ausschuss anerkennt die Erklärung des Heiligen Stuhls zur Bedeutung 
der Wahrheitsfindung in Bezug auf die Ereignisse, die in der Vergangenheit 
geschehen sind, um die erforderlichen Schritte zur Vermeidung einer Wiederho-
lung der Geschehnisse zu ergreifen und um zu gewährleisten, dass die Grundsätze 
der Gerechtigkeit zur Gänze gewahrt werden und – vor allem – um den Opfern 
und all jenen Personen, die durch diese ungeheuerlichen Verbrechen in Mitlei-
denschaft gezogen wurden, Heilung zu ermöglichen. Unter diesem Blickwinkel 
fordert der Ausschuss den Heiligen Stuhl dringend auf:

a)	 sicherzustellen, dass der im Dezember 2013 eingesetzte Ausschuss unab-
hängig alle Fälle von sexuellem Missbrauch von Kindern sowie das Verhalten 
der katholischen Hierarchie bei der Auseinandersetzung mit diesen Fällen 
prüfen wird. Der Heilige Stuhl sollte eine Einladung an die Zivilgesellschaft 
und an Opferverbände zu deren Teilnahme an diesem Ausschuss sowie die 
Einbindung von internationalen Menschenrechtsorganisationen in Betracht 
ziehen, um die Arbeit des Ausschusses zu unterstützen. Das Ergebnis dieser 
Untersuchung sollte veröffentlicht werden und dazu dienen, eine Wiederho-
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lung von Fällen sexuellen Missbrauchs von Kindern innerhalb der katholi-
schen Kirche zu vermeiden;

b)	 unverzüglich alle bekannten und verdächtigten Kinderschänder von ihren 
Stellen zu entfernen und die Angelegenheit an die betreffenden Strafverfol-
gungsbehörden zur Untersuchung und Strafverfolgung weiterzuleiten;

c)	 einen transparenten Zugriff auf alle Archive zu gewährleisten, die verwendet 
werden können, um die Täter sowie jene Personen, die deren Verbrechen 
vertuscht haben und wissentlich Täter mit Kindern in Kontakt gebracht 
haben, zur Rechenschaft zu ziehen;

d)	 das kanonische Recht dahingehend zu ändern, dass der sexuelle Missbrauch 
von Kindern als Verbrechen und nicht als »Vergehen gegen die Moral« 
gewertet wird und alle Bestimmungen zu widerrufen, die den Opfern und all 
jenen Personen, die Kenntnis von solchen Verbrechen erlangen, eine Schwei-
gepflicht auferlegen;

e)	 klare Regeln, Mechanismen und Verfahren für die verpflichtende Meldung 
aller Verdachtsfälle von sexuellem Missbrauch von Kindern und von Kindes-
ausbeutung an die Strafverfolgungsbehörden zu schaffen;

f )	 sicherzustellen, dass alle Priester, das gesamte religiöse Personal und Einzel-
personen, die unter der Autorität des Heiligen Stuhls tätig sind, über ihre 
Meldepflichten und über den Umstand informiert werden, dass im Falle eines 
Konfliktes diese Pflichten Vorrang vor den Bestimmungen des kanonischen 
Rechts haben;

g)	 Programme und Maßnahmen zu entwickeln, um derartige Verbrechen zu 
verhindern und dafür zu sorgen, dass Kinder, die Opfer wurden, sich wieder 
erholen und in die Gesellschaft reintegriert werden, gemäß den Ergebnis
dokumenten, die in den Jahren 1996, 2001 und 2008 bei den Weltkongressen 
gegen die sexuelle Ausbeutung von Kindern, die in Stockholm, Yokohama 
und Rio de Janeiro abgehalten wurden, verabschiedet worden sind;

h)	 Präventivprogramme im Bildungsbereich zu entwickeln, um das Bewusstsein 
von Kindern für sexuellen Missbrauch zu stärken und ihnen die notwendigen 
Fertigkeiten zu vermitteln, mit denen sie sich selbst schützen können; und

i)	 die Ratifizierung des Übereinkommens des Europarates über den Schutz von 
Kindern gegen sexuelle Ausbeutung und sexuellen Missbrauch in Betracht zu 
ziehen.

Schutz des Kindes vor allen Formen der Gewalt

45.	 Der Ausschuss begrüßt den Hinweis, dass der Heilige Stuhl der Förderung der 
Würde von Frauen und Mädchen besondere Bedeutung beimisst. In Anbetracht 
des Ausmaßes und der verheerenden Auswirkungen von häuslicher Gewalt auf 
Kinder und angesichts der Tatsache, dass häusliche Gewalt oft eine geschlecht­
liche Komponente hat, ist der Ausschuss in ernster Sorge darüber, dass sich der 
Heilige Stuhl während des Ausschusses über den Status von Frauen im Jahre 2013 
gegen den Entwurf eines abschließenden Textes stellte, der vorsah, dass Religion, 
Gebräuche oder Traditionen nicht als Vorwand für Staaten dienen sollten, ihren 
Verpflichtungen zum Schutz von Frauen und Mädchen vor Gewalt nicht nachzu­
kommen.

46.	 Unter Erinnerung der Empfehlungen der Studie der Vereinten Nationen über 
Gewalt gegen Kinder aus dem Jahr 2006 (A/61/299) empfiehlt der Ausschuss, dass 
der Heilige Stuhl der Beseitigung aller Formen von Gewalt gegen Kinder Priorität 
einräumt. Der Ausschuss empfiehlt ferner, dass der Heilige Stuhl die allgemeine 
Bemerkung Nr. 13 (2011) über das Recht des Kindes auf Schutz vor jeglicher Form 
von Gewalt berücksichtigt, und insbesondere:
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a)	 seine Autorität und seinen Einfluss dazu nutzt, um Anstrengungen und 
Maßnahmen zu unterstützen, die auf eine Bekämpfung aller Formen von 
häuslicher und auf dem Geschlecht basierender Gewalt abzielen, einschließ-
lich Maßnahmen, die sich mit den Haltungen, Traditionen, Gebräuchen und 
Verhaltensweisen auseinandersetzen, die oft als Rechtfertigung für diese 
Formen von Gewalt dienen;

b)	 eine umfassende nationale Strategie ausarbeitet, um alle Formen von Gewalt 
gegen Kinder zu verhindern und sich damit auseinanderzusetzen;

c)	 einen Koordinierungs-Rahmen schafft, um sich mit allen Formen von Gewalt 
gegen Kinder zu beschäftigen;

d)	 spezielles Augenmerk auf die Geschlechter-Dimension von Gewalt legt und 
sich damit auseinandersetzt; und

e)	 mit dem Sondervertreter des Generalsekretärs zum Thema Gewalt gegen 
Kinder und anderen relevanten UN-Gremien zusammenarbeitet.

Help-Line

47.	 Der Ausschuss empfiehlt, dass der Heilige Stuhl die Schaffung von Help-Lines in 
Vertragsstaaten fördert, das Bewusstsein für deren Existenz stärkt und Kinder 
dazu ermutigt, diese Help-Lines in Anspruch zu nehmen.

E.	 Familiäres Umfeld und alternative Betreuung (Art. 5, 9-11, 18 [Abs. 1 
und 2], 20-21, 25 und 27 [Abs. 4] des Übereinkommens)

Familiäres Umfeld

48.	 Der Ausschuss begrüßt die Mitteilung der Delegation des Heiligen Stuhls, dass 
diese sich in naher Zukunft mit einer Überarbeitung von familienbezogenen 
Bestimmungen des kanonischen Rechts beschäftigen wird, ist jedoch in Sorge 
darüber, dass der Heilige Stuhl und von der Kirche geführte Institutionen die Exis­
tenz unterschiedlicher Formen von Familien nicht anerkennen und oft Kinder auf 
der Grundlage ihrer familiären Situation diskriminieren.

49.	 Der Ausschuss empfiehlt, dass der Heilige Stuhl sicherstellt, dass die Bestim-
mungen des kanonischen Rechts die Vielfalt von familiären Gestaltungsformen 
anerkennen und Kinder nicht auf Grund der Art von Familie, in der sie leben, 
diskriminieren.

Kinder ohne familiäres Umfeld

50.	 Der Ausschuss begrüßt, dass der Heilige Stuhl die Bedeutung hervorhebt, die 
das Aufwachsen in einem familiären Umfeld für die vollständige und harmoni­
sche Entwicklung der Persönlichkeit von Kindern hat. Der Ausschuss ist jedoch 
besorgt über die Situation von Heranwachsenden, die von den Legionären Christi 
und anderen katholischen Institutionen rekrutiert und nach und nach von ihren 
Familien getrennt und von der Außenwelt abgesondert werden. Der Ausschuss 
nimmt die Antwort des Heiligen Stuhls zur Kenntnis, in der die elterlichen Rechte 
und Pflichten bei der Wahl von Schulen und Priesterseminaren für ihre Kinder 
hervorgehoben werden, merkt aber auch an, dass der Vorsitzende der französi­
schen Bischofskonferenz im November 2013 die Manipulation des Gewissens 
Einzelner in einigen katholischen Institutionen und Kongregationen festhielt.

51.	 Der Ausschuss fordert den Heiligen Stuhl auf, alle Anschuldigungen in Bezug 
darauf, dass Kinder und Heranwachsende durch psychologische Manipulation 
von ihren Familien getrennt werden, zu prüfen werden und sicherzustellen, dass 
die Verantwortlichen der Manipulation von Heranwachsenden zur Rechenschaft 
gezogen werden und ihre Aktivitäten einstellen.
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52.	 Der Ausschuss ist besorgt, dass die Institutionalisierung von Kindern in von der 
katholischen Kirche geführten Organisationen noch immer weit verbreitet ist 
und dass familienähnlichen Alternativen noch immer kein Vorrang eingeräumt 
wird, so wie dies durch die Eröffnung neuer Institutionen in vielen Ländern belegt 
wird. Der Ausschuss ist zudem besorgt, dass der Heilige Stuhl keine Leitlinien 
bezüglich der Unterbringung von Kindern in katholischen alternativen Betreu­
ungseinrichtungen und für die Überprüfung der Situation dieser Kinder verab­
schiedet hat und noch immer keine Vorgangsweise für die De-Institutionalisie­
rung von Kindern ausgearbeitet hat, die in von der katholischen Kirche geführten 
Organisationen untergebracht sind.

53.	 Der Ausschuss fordert den Heiligen Stuhl dringend auf, Maßnahmen zur De-In-
stitutionalisierung von Kindern zu ergreifen, die in von der katholischen Kirche 
geführten Institutionen untergebracht sind und – sofern möglich – für deren 
Wiedervereinigung mit ihren Familien Sorge zu tragen. Der Ausschuss empfiehlt 
ferner, dass der Heilige Stuhl alle erforderlichen Maßnahmen ergreift, um als 
vorrangige Maßnahme sicherzustellen, dass Kinder unter drei Jahren nicht in 
Institutionen untergebracht werden. Der Heilige Stuhl sollte auch Leitlinien für 
die Unterbringung, adäquate periodische Überprüfung und die Überwachung 
der Unterbringung von Kindern in allen alternativen katholischen Betreuungs
einrichtungen verabschieden, um die Anwendung von Standards zu gewähr-
leisten und Missbrauch zu verhindern. Dabei sollte der Heilige Stuhl die Leit
linien für die alternative Betreuung von Kindern, die dem Beschluss 64/142 der 
UN-Generalversammlung vom 20. Dezember 2009 als Anhang beiliegen, berück-
sichtigen.

F.	 Behinderung, Grundgesundheit und Wohlfahrt (Art. 6, 18 [Abs. 3], 23, 
24, 26, 27 [Abs. 1–3] und 33 des Übereinkommens)

Gesundheit

54.	 Der Ausschuss bringt seine tiefste Sorge darüber zum Ausdruck, dass der Erzbi­
schof von Pernambuco im Fall eines neun Jahre alten Mädchens in Brasilien, das 
sich 2009 einer lebensrettenden Notfall-Abtreibung unterzog, nachdem es von 
ihrem Stiefvater vergewaltigt worden war, die Mutter des Mädchens sowie den 
Arzt, der die Abtreibung durchführte, bestrafte. Diese Strafe wurde später vom 
Leiter der Bischofskongregation der Römisch Katholischen Kirche bestätigt.

55.	 Der Ausschuss fordert den Heiligen Stuhl auf, seine Haltung zur Abtreibung, 
die offenkundige Risiken für das Leben und die Gesundheit von schwangeren 
Mädchen mit sich bringt, zu überdenken und Kanon 1398 betreffend Abtreibung 
dahingehend zu ändern, dass Umstände festgehalten werden, unter denen die 
Durchführung einer Abtreibung zulässig sein kann.

Gesundheit von Heranwachsenden / HIV/AIDS

56.	 Der Ausschuss ist in ernsthafter Sorge über die negativen Auswirkungen der 
Haltung und Praktiken des Heiligen Stuhls im Hinblick darauf, dass Heranwach­
senden der Zugang zu Verhütungsmitteln sowie zu Sexualaufklärung und Infor­
mationen über reproduktive Gesundheit verwehrt wird.

57.	 Unter Bezugnahme auf seine allgemeinen Bemerkungen Nr. 15 (2013) über das 
Recht des Kindes, den höchstmöglichen Gesundheitsstandard zu genießen, Nr. 4 
(2003) über die Gesundheit von Heranwachsenden und Nr. 3 (2003) über HIV/
AIDS und die Rechte des Kindes, erinnert der Ausschuss den Heiligen Stuhl an 
die Gefahren einer frühen und ungewollten Schwangerschaft und heimlichen 
Abtreibung, die insbesondere zu einer höheren Müttersterblichkeit und Sterb-
lichkeit bei heranwachsenden Mädchen führen, sowie an die besonderen Risiken 
für heranwachsende Mädchen und Buben in Bezug auf eine Infektion mit und 
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Beeinträchtigung durch sexuell übertragbare(n) Krankheiten, einschließlich 
HIV/AIDS. Der Ausschuss empfiehlt, dass der Heilige Stuhl:

a)	 die schwerwiegenden Implikationen seiner Haltung gegenüber dem 
Anspruch von Heranwachsenden überdenkt, den höchstmöglichen Gesund-
heitsstandard zu genießen und alle Hindernisse und Tabus in Zusammen-
hang mit der Sexualität Heranwachsender beseitigt, die verhindern, dass 
Heranwachsende Zugang zu Sexualaufklärung und Informationen über Fort-
pflanzung erhalten, einschließlich Familienplanung und Verhütungsmittel, 
Gefahren einer frühen Schwangerschaft, Vermeidung von HIV/AIDS und 
der Vorbeugung und Behandlung von sexuell übertragbaren Krankheiten;

b)	 die besten Interessen von Heranwachsenden in den Mittelpunkt aller 
Entscheidungen stellt, die sich auf deren Gesundheit und Entwicklung 
auswirken, und in den Mittelpunkt aller Maßnahmen und Interventionen, 
die Einfluss auf die zugrunde liegenden Bestimmungsfaktoren ihrer Gesund-
heit haben;

c)	 das Recht von Heranwachsenden auf Zugang zu adäquaten Informationen 
sicherstellt, die für ihre Gesundheit und Entwicklung sowie ihre Fähigkeit, 
in bedeutsamer Weise Anteil an der Gesellschaft zu haben, wesentlich sind. 
In diesem Zusammenhang sollte der Heilige Stuhl sicherstellen, dass Sexual
aufklärung und Aufklärung über reproduktive Gesundheit sowie über die 
Vermeidung von HIV/AIDS Teil des verpflichtenden Lehrplans an katho-
lischen Schulen werden und sich an heranwachsende Mädchen und Buben 
richten, unter besonderer Berücksichtigung der Vermeidung von frühen 
Schwangerschaften und sexuell übertragbaren Infektionen;

d)	 die besten Interessen von schwangeren Teenagern gewährleistet und dafür 
Sorge trägt, dass die Meinung der schwangeren Heranwachsenden stets 
gehört und auf dem Gebiet der reproduktiven Gesundheit respektiert wird;

e)	 aktiv zur Verbreitung von Informationen beiträgt, welche Schäden eine frühe 
Ehe und eine frühe Schwangerschaft mit sich bringen können und sicher-
stellt, dass katholische Organisationen die Rechte von schwangeren Kindern, 
heranwachsenden Müttern und deren Kindern schützen und Diskriminie-
rung gegen sie bekämpfen; und

f )	 Maßnahmen ergreift, um das Bewusstsein für eine verantwortungsvolle 
Elternschaft und verantwortungsvolles Sexualverhalten zu wecken und zu 
fördern, mit besonderem Augenmerk auf Buben und Männer.

G.	 Besondere Schutzmaßnahmen (Art. 22, 30, 32-33, 35-36, 37 (b)-(d), 
38, 39 und 40 des Übereinkommens)

Verkauf, Menschenhandel und Entführung

58.	 Der Ausschuss ist in tiefer Sorge darüber, dass in einer Reihe von Ländern tausende 
Babys zwangsweise ihren Müttern durch Mitglieder von katholischen Kongrega­
tionen abgenommen und in der Folge in Waisenhäusern untergebracht oder zur 
Adoption ins Ausland freigegeben wurden, so wie dies insbesondere in Spanien 
und in den Magdalene-Wäschereien in Irland geschehen ist. Der Ausschuss ist 
insbesondere darüber besorgt, dass der Heilige Stuhl trotz der Tatsache, dass die 
dafür verantwortlichen Kongregationen unter seiner Autorität standen, keine 
internen Untersuchungen zu diesen Fällen angestellt hat und es verabsäumte, 
gegen die Verantwortlichen Maßnahmen zu ergreifen. Der Ausschuss ist auch 
besorgt darüber, dass der Heilige Stuhl keine Informationen zu den Maßnahmen 
bereitgestellt hat, um herauszufinden, wo sich diese Kinder heute befinden und 
sie – sofern möglich – mit ihren biologischen Müttern zu vereinen.
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59.	 Der Ausschuss fordert den Heiligen Stuhl auf, eine interne Untersuchung aller 
Fälle einzuleiten, in denen Babys ihren Müttern entzogen wurden und mit den 
zuständigen nationalen Strafverfolgungsbehörden zusammenzuarbeiten, um 
die Verantwortlichen zur Rechenschaft zu ziehen. Der Ausschuss fordert den 
Heiligen Stuhl ferner dazu auf, sicherzustellen, dass die betroffenen katholi-
schen religiösen Kongregationen alle ihnen verfügbaren Informationen über den 
Aufenthaltsort dieser Kinder vollständig offenlegen, damit diese – sofern möglich 
– mit ihren biologischen Müttern wieder vereint werden, und alle erforderli-
chen Maßnahmen zu ergreifen, damit in Zukunft ähnliche Praktiken nicht mehr 
vorkommen.

Kinder als Opfer und Zeugen von Verbrechen

60.	 Der Ausschuss bringt seine ernsthafte Sorge zum Ausdruck, dass der Heilige 
Stuhl beim Umgang mit Kindern, die Opfer verschiedener Formen des Miss­
brauchs geworden sind, die Wahrung des Ansehens der Kirche und der mutmaß­
lichen Täter systematisch vor den Schutz der kindlichen Opfer gestellt hat. Der 
Ausschuss ist insbesondere darüber besorgt, dass der Heilige Stuhl zwar in seinen 
schriftlichen Antworten und während des interaktiven Dialogs die primäre 
Zuständigkeit von gerichtlichen Behörden anerkannt hat, jedoch diese Fälle 
weiterhin im Rahmen von Verfahren nach kanonischem Recht behandelt hat, 
welche keine Bestimmung zum Schutz, zur Unterstützung, Rehabilitierung und 
Entschädigung der kindlichen Opfer vorsehen. Der Ausschuss ist auch insbeson­
dere darüber besorgt, dass:

a)	 kindliche Opfer und deren Familien oft von religiösen Autoritäten beschul­
digt, in Diskredit gebracht wurden und ihnen davon abgeraten worden ist, 
Klagen einzureichen. In einigen Fällen wurden sie auch erniedrigt, wie dies 
insbesondere von der Grand Jury in Westchester, der Ryan-Kommission in 
Irland und der Winter-Kommission in Kanada festgehalten wurde.

b)	 Als Voraussetzung für eine finanzielle Entschädigung wurden kindliche 
Opfer und ihre Familien zum Schweigen verpflichtet.

c)	 Obwohl er seine eigenen Verjährungsfristen verlängert hat, hat der Heilige 
Stuhl in einigen Fällen die Bemühungen in bestimmten Ländern die Verjäh­
rungsfrist für sexuellen Missbrauch von Kindern zu verlängern, behindert.

61.	 Der Ausschuss empfiehlt, dass sich der Heilige Stuhl in Angelegenheiten, die sich 
auf die Behandlung kindlicher Zeugen und Opfer beziehen, von dem Gedanken 
der Achtung der besten Interessen des Kindes und von den Richtlinien zu Gerech-
tigkeit in Fällen kindlicher Zeugen und Opfer (siehe Beschluss 2005/20, Anhang, 
des Wirtschafts- und Sozialrates) leiten lässt. Der Ausschuss fordert den Heiligen 
Stuhl dringend auf:

a)	 umfangreiche Maßnahmen zu entwickeln, um sexuellen Missbrauch und 
andere Formen des Missbrauchs von Kindern frühzeitig zu erkennen;

b)	 zugängliche, vertrauliche, kindergerechte und effektive Berichtskanäle für 
kindliche Opfer oder Zeugen von sexuellem Missbrauch zu schaffen und 
sicherzustellen, dass kindliche Opfer von sexuellem Missbrauch oder anderen 
Verbrechen vor zukünftigem Missbrauch und vor Vergeltungsmaßnahmen 
nach einer Meldung des Missbrauchs geschützt werden. Eltern sollten Unter-
stützung dabei erhalten, den Missbrauch, den ihre Kinder erlitten haben, vor 
Gericht zu bringen;

c)	 sicherzustellen, dass kindliche Opfer und Zeugen von Verbrechen psycho-
soziale Unterstützung für ihre Rehabilitation und Reintegration erhalten 
und dass diese Maßnahmen nicht von einer Vertraulichkeitsvereinbarung 
abhängig gemacht werden, die Kinder daran hindert, die Taten bei nationalen 
Strafverfolgungsbehörden zu melden;
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d)	 an Opfer von sexuellem Missbrauch, der von Einzelpersonen und Instituti-
onen begangen wurde, die unter der Autorität des Heiligen Stuhls stehen, 
Schadenersatz zu leisten, ohne den Opfern eine Schweigepflicht aufzuer-
legen, und einen entsprechenden Entschädigungsplan für Opfer zu erstellen;

e)	 die Reform der Verjährungsbestimmungen in Ländern, in denen solche 
Bestimmungen kindliche Opfer von sexuellem Missbrauch daran hindern, 
Gerechtigkeit und Wiedergutmachung zu erlangen, zu fördern, und

f )	 bewusstseinsbildende Maßnahmen zu ergreifen, um die Stigmatisierung von 
Opfern sexueller Ausbeutung und sexuellen Missbrauchs zu bekämpfen.

H.	 Ratifizierung von internationalen Menschenrechtsdokumenten

62.	 Der Ausschuss empfiehlt dem Heiligen Stuhl zur weiteren Stärkung der Wahrung 
der Rechte von Kindern die wichtigsten Menschenrechtsdokumente zu ratifi-
zieren, bei denen er noch kein Vertragspartner ist, nämlich das Fakultativproto-
koll zum Übereinkommen über die Rechte des Kindes betreffend ein Mitteilungs-
verfahren, den internationalen Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle 
Rechte und den internationalen Pakt über zivile und politische Rechte sowie 
deren Fakultativprotokolle, das Übereinkommen zur Beseitigung jeglicher Form 
der Diskriminierung von Frauen und dessen Fakultativprotokoll, das Überein-
kommen zum Schutz der Rechte aller Wanderarbeitnehmer und ihrer Familien-
angehörigen, das Übereinkommen zu den Rechten von Menschen mit Behinde-
rungen und seinem Fakultativprotokoll, das Übereinkommen zum Schutz aller 
Personen vor dem Verschwindenlassen und das Fakultativprotokoll zum Über-
einkommen gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedri-
gende Behandlungen oder Strafen.

I.	 Folgemaßnahmen und Verbreitung

63.	 Der Ausschuss empfiehlt dem Heiligen Stuhl, alle angemessenen Maßnahmen 
zu ergreifen, um sicherzustellen, dass die vorliegenden Empfehlungen zur Gänze 
umgesetzt werden, indem die Empfehlungen – unter anderem – an den Papst, die 
Kurie, die Glaubenskongregation, die Kongregation für katholische Erziehung, 
die katholischen Gesundheitsvorsorgeeinrichtungen, den Päpstlichen Famili-
enrat sowie die Bischofskonferenzen, Einzelpersonen und Institutionen weiterge-
leitet wird, die unter der Autorität des Heiligen Stuhls agieren, damit die Empfeh-
lungen entsprechend berücksichtigt und weitere Maßnahmen ergriffen werden 
können.

64.	 In Anbetracht von Artikel 45 a und b des Übereinkommens empfiehlt der 
Ausschuss, dass sich der Heilige Stuhl bei der Umsetzung der Empfehlungen des 
Ausschusses in Bezug auf sexuellen Missbrauch und sexuelle Ausbeutung fach-
männischen Rat unter anderem vom Sonderberichterstatter über den Verkauf 
von Kindern, Kinderprostitution und Kinderpornographie, vom Sondervertreter 
des Generalsekretärs zum Thema Gewalt gegen Kinder und vom Sonderbericht-
erstatter über Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende 
Behandlung oder Strafe holt.

65.	 Der Ausschuss empfiehlt ferner, dass der zweite periodische Bericht und die 
schriftlichen Antworten des Vertragsstaates sowie die damit in Zusammen-
hang stehenden Empfehlungen (abschließenden Bemerkungen) weitestgehend 
verbreitet werden, unter anderem (jedoch nicht ausschließlich) über das Internet, 
unter der breiten Öffentlichkeit, bei Organisationen der Zivilgesellschaft, Medien, 
Jugendgruppen, Berufsständen und Kindern, um eine Diskussion über das Über-
einkommen in Gang zu bringen und Bewusstsein für das Übereinkommen und 
seine Umsetzung sowie die Überwachung seiner Einhaltung zu schaffen.
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J.	 Nächster Bericht

66.	 Der Ausschuss lädt den Vertragsstaat ein, seinen kombinierten dritten bis 
sechsten periodischen Bericht bis zum 1. September 2017 zu unterbreiten und 
in ihm Informationen zur Umsetzung der vorliegenden abschließenden Bemer-
kungen anzuführen. Der Ausschuss verweist auf seine harmonisierten vertrags-
spezifischen Berichtsleitlinien, die am 1. Oktober 2010 verabschiedet wurden 
(CRC/C/58/Rev.2 und Korr. 1) und erinnert den Vertragsstaat daran, dass 
zukünftige Berichte in Übereinstimmung mit den Leitlinien verfasst werden und 
nicht länger als 60 Seiten sein sollten. Der Ausschuss fordert den Vertragsstaat 
auf, seinen Bericht gemäß den Leitlinien vorzulegen. Für den Fall, dass ein Bericht 
vorgelegt wird, der mehr als 60 Seiten umfasst, wird der Vertragsstaat gemäß dem 
Beschluss 67/167 der Generalversammlung vom 20. Dezember 2012 ersucht, den 
Bericht zu überarbeiten und ihn erneut unter Beachtung der oben genannten 
Leitlinien einzureichen. Der Ausschuss erinnert den Vertragsstaat daran, dass 
für den Fall, dass Letzterer nicht in der Lage ist, den Bericht zu überarbeiten und 
erneut vorzulegen, eine Übersetzung des Berichts zu Zwecken der Überprüfung 
durch den Fachausschuss nicht garantiert werden kann.

67.	 Der Ausschuss lädt den Vertragsstaat ferner ein, ein aktualisiertes Grundlagen
dokument gemäß den für ein gemeinsames Grundlagendokument geltenden 
Anforderungen laut den harmonisierten Richtlinien für Berichterstattung 
vorzulegen, die im Rahmen der fünften gemeinsamen Tagung der Ausschüsse 
der Menschenrechtsvertragsorgane im Juni 2006 verabschiedet wurden (HRI/
MC/2006/3).


